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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Der Souverän der Stadt Zürich stimmte der Unterstellung des Stadtgebietes unter das
Gesetz über die Erhaltung von Wohnungen (WEG) für weitere fünf Jahre zu. Dies,
obwohl nach Meinung von Regierung und bürgerlicher Parlamentsmehrheit der
Wohnanteilplan (WAP), der 1986 in Kraft gesetzt wurde, das WEG hätte ablösen sollen.
Der Volksentscheid bedarf noch der Genehmigung durch den Regierungsrat. Im Kanton
Genf, welcher mit 89% (Stadt: 97%) die höchste Mieterquote der Schweiz aufweist,
wurde ein Gesetz zur Erleichterung des privaten Erwerbs von Wohneigentum durch
differenzierte Steuererleichterung und Befreiung von Taxen («Loi Wellhauser») im
Verhältnis von 3:1 verworfen. Der Souverän teilte damit die Meinung der Linken und
Grünen, welche das Referendum ergriffen hatten, dass anstelle der
Wohneigentumsförderungsmassnahmen, die praktisch nur den wenigen Hausbesitzern
zugute gekommen wären, der staatlich subventionierte Wohnungsbau und der
Mieterschutz verstärkt werden solle. Ebenfalls verworfen wurde eine Volksinitiative zur
Wohnbauförderung in der Stadt St. Gallen. Die Absicht des Hauseigentümerverbandes,
die Wohneigentumsbildung durch Steuererleichterung zu fördern, scheiterte auch im
Kanton Luzern am Nein der Stimmbürger. Auf juristischer Ebene wurde verschiedenen
ähnlich lautenden Volksinitiativen der Hauseigentümerverbände ein Riegel geschoben:
Das Bundesgericht stützte den Entscheid des Grossen Rates von St. Gallen, wonach die
Initiative «für breitere Streuung und massvolle Besteuerung von Wohneigentum» gegen
die Steuergerechtigkeit und Rechtsgleichheit verstosse und deshalb ungültig sei. In
gleichem Sinn beantragte der Berner Regierungsrat dem Parlament, die 1984
eingereichte Initiative «für Sparen und Wohneigentum» für ungültig zu erklären. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.12.1986
WERNER SEITZ

Raumplanung

Die Fragen der Raumplanung beschäftigten 1972 die schweizerische Öffentlichkeit in
zunehmenden Masse. Welche Bedeutung ihnen die Behörden zuerkannten, zeigte sich
in der speditiven Behandlung eines Beschlusses über dringliche
Raumplanungsmassnahmen (BRG 11084). Knapp einen Monat nach dem Abschluss des
Vernehmlassungsverfahrens lag schon ein Antrag des Bundesrates vor, der gegenüber
dem Vorentwurf keine wesentlichen Änderungen aufwies. In den Räten regte sich mit
Ausnahme einiger Vertreter aus den Bergkantonen kaum nennenswerte Opposition. Der
Nationalrat fügte noch eine ausdrückliche Ermächtigung des Bundes zur
Ersatzvornahme gegenüber säumigen Kantonen hinzu, und der Ständerat versagte seine
Zustimmung nicht. Der Bundesrat setzte den Beschluss schon im März samt einer
Vollziehungsverordnung in Kraft. Die Kantone wurden darin angehalten, bis Ende
Februar 1973 provisorische Schutzgebiete aus Gründen des Landschaftsschutzes, zur
Erhaltung ausreichender Erholungsräume oder zum Schutz vor Naturgewalten
auszuscheiden. Der Bundesrat schuf, wie es der Beschluss vorsah, das Amt eines
Delegierten für Raumplanung. Seine Wahl fiel auf Professor Martin Rotach, den
früheren Leiter des Instituts für Orts-, Regional- und Landesplanung an der ETH Zürich,
dem zwei Stellvertreter und ein Büro beigegeben wurden. Die Aufgaben des Delegierten
bestehen darin, die dem Bund durch den Beschluss übertragenen Obliegenheiten
vorzubereiten, zu vollziehen und mit den Kantonen zu koordinieren. Ferner hat er für
die Überführung der Sofortmassnahmen in die definitive Ordnung vorzusorgen.

Fast gleichzeitig konnte das Institut für Orts-, Regional- und Landesplanung seinen
dreibändigen Schlussbericht veröffentlichen. Dieser analysiert einerseits die heutige
räumliche Struktur der Schweiz, anderseits legt er verschiedene
Raumordnungskonzepte für die Zukunft dar. Die Varianten reichen von extremer
Konzentration der Bevölkerung und Wirtschaft bis zu extremer Dispersion. Die
Leitbildstudien wollen, wie ihre Autoren hervorhoben, nicht voraussagen, wie es sein
soll, sondern aufzeigen, was sein könnte. Damit werden die Konzepte zu
Diskussionsgrundlagen für die politischen Instanzen.

Bereits Ende Mai verabschiedete die Landesregierung, gestützt auf den
Raumplanungsartikel 22 quater der Bundesverfassung, der 1969 von Volk und Ständen
angenommen worden war (BRG 9716), die Botschaft und den Entwurf zu einem

ANDERES
DATUM: 31.12.1972
PAUL EHINGER
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definitiven Bundesgesetz über die Raumplanung (BRG 11322), das den dringlichen
Bundesbeschluss (BRG 11084) ablösen soll. Der Entwurf enthält in seinen Grundzügen
das Prinzip der Trennung des Siedlungs- oder Baugebiets vom nicht zu besiedelnden
und nicht zu überbauenden Gebiet sowie einheitliche Kriterien für eine solche
Ausscheidung. Diese soll eine Verdichtung des Siedlungsgebietes und damit auch eine
allgemeine Senkung der Infrastrukturkosten herbeiführen. Schon in den Richtlinien
hatte der Bundesrat die Streusiedlungsform als das «Grundübel der heutigen
Bodennutzung» kritisiert. Für die Verwirklichung des angestrebten Ziels, die den
Kantonen obliegt, sind Gesamt- und Teilrichtpläne vorgesehen. Die Gesamtrichtpläne
enthalten nach dem Entwurf Vorstellungen über die zukünftige nutzungs- und
besiedelungsmässige Entwicklung des Kantons oder der Region. Sie umfassen in der
Regel Teilrichtpläne der Besiedelung und der Landschaft, des Verkehrs, der Versorgung
sowie der öffentlichen Bauten und Anlagen. In den Richtplänen der Besiedelung und
der Landschaft werden mindestens folgende Nutzungsgebiete unterschieden:
Siedlungsgebiet, Landwirtschafts- und Forstgebiet, «übriges» Gebiet sowie
Erholungsräume und Schutzgebiete. Zur Durchführung des Gesetzes steht den
Kantonen, insbesondere für die Planungsarbeiten, eine finanzielle Hilfe des Bundes zu.
Für die Organisation auf Bundesebene werden ein Bundesamt für Raumplanung und ein
beratendes Gremium (Rat der Raumplanung) geschaffen. Den Kantonen obliegt die
Einrichtung leistungsfähiger Fachstellen. Für die erforderlichen Massnahmen stellt der
Bund ein rechtliches Instrumentarium zur Verfügung: die Landumlegung, die
Güterzusammenlegung, die Enteignung, die Planungszonen sowie die
Mehrwertabschöpfung. Dieses Mittel soll es den Behörden erlauben, erhebliche
Mehrwerte des Bodens durch Nutzungspläne oder sonstige planerische Vorkehren «in
angemessener Weise» abzuschöpfen, und zwar durch Landabtretungen oder Beiträge.
Die Erträge der Abschöpfung sollen wieder der Raumplanung zufliessen. Auf diese
Weise können vorab die Kosten für Enteignungen oder Zonierungen kompensiert
werden.

Die Vorlage (BRG 11322) wurde im allgemeinen positiv bewertet. Rechtsbürgerliche
Kreise bezeichneten den Enteignungs- und den Mehrwertabschöpfungsparagraphen als
«heikle Punkte», Der sozialdemokratische Nationalrat Anton Muheim (sp, LU) kritisierte
in einem Interview die Ausscheidung von «übrigen Gebieten», da in solchen weiterhin
spekuliert werden könne; im übrigen äusserte er Genugtuung darüber, dass aus dem
Verfassungsartikel 22 quater so viel herausgeholt worden sei, und schrieb dies der
Wirkung der von der SP 1963 lancierten und 1967 abgelehnten Bodenrechtsinitiative zu.
Die vorberatende Kommission des Ständerats ergänzte den Entwurf vor allem in
zweierlei Hinsicht: Sie fixierte für die Besiedlung das Prinzip der Dezentralisation mit
regionalen und überregionalen Schwerpunkten, da eine solche grundsätzliche
Weichenstellung keinen Aufschub mehr ertrage, und sie verpflichtete den Bund, der
Landwirtschaft auf dem Wege der Spezialgesetzgebung einen volkswirtschaftlichen
Ausgleich, eine «Abgeltung» für ihre Einbussen im Interesse der Raumplanung zu
gewähren. In der Wintersession hätte der Entwurf in der Kleinen Kammer durchberaten
werden sollen, aber überraschenderweise wurde die Detailberatung verschoben, weil
die Unterlagen zu spät zugestellt worden waren. Von christlichdemokratischer und
sozialdemokratischer Seite beargwöhnte man die FDP-Fraktion, sie betreibe eine
Verschleppungstaktik, was aber vom Präsidium dieser Partei sowie von Ständerat Hans
Nänny (fdp, AR) entschieden in Abrede gestellt wurde. In der Eintretensdebatte
manifestierte sich der dem Gesetz innewohnende Antagonismus zwischen der
individuellen Freiheit und den Ansprüchen und Bedürfnissen der Gesellschaft, den eine
«Synthese von Recht und Pflicht» (Bundesrat Kurt Furgler (cvp, SG)) überwinden soll.
Verschiedentlich wurde ein Mangel an Systematik festgestellt oder die zunehmende
Belastung der Landwirtschaft betont. Auf freisinnig-demokratischer Seite befürchteten
namentlich Ständerat Werner Jauslin (fdp, BL) und Ständerat Carlos Grosjean (fdp, NE)
eine Verstärkung des Zentralismus oder die Gefahr vermehrter Enteignungen. Ein
Nichteintretensantrag wurde indessen nicht gestellt.

Die Raumplanung kann, zumal in Grenzregionen, nicht ausschliesslich eine nationale
Aufgabe sein. Dieser Überlegung Rechnung tragend, bildete sich im Bodenseeraum ein
internationales Initiativkomitee zur Gründung einer Vereinigung für Regionalplanung.
Im Herbst kam es zu einem Treffen von schweizerischen und deutschen
Regierungsvertretern, welche Fragen der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Raumplanung erörterten. In einer Motion (Mo. 11197) lud Nationalrat Jean Ziegler (sp, GE)
den Bundesrat ein, die Raumplanung in der Genfer Region mit der französischen
Regierung abzusprechen. Der 1971 unter sozialdemokratischer Führung organisierte
«Appell von Zürich», der sich für eine «Zukunft in menschenfreundlichen Städten»
einsetzte, wurde mit den Unterschriften von über 300 Persönlichkeiten aus dem In-
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und Ausland Bundesrat Hans-Peter Tschudi (sp, BS) überreicht. 2

Il y a quelques années, l'organisation du territoire était considérée comme une tâche
publique centrale au même titre que les autres. De nos jours, elle se trouve dans une
phase critique, où se mêlent désillusions et regrets. L'aménagement du territoire
n'assume plus en effet totalement les fonctions directrices qui étaient les siennes, dans
la mesure où l'accent a été mis sur la planification sectorielle. De plus, la prise en
charge de cette tâche par l'administration et sa délégation à diverses instances
menacent directement la fonction intégratrice d'un aménagement bien compris. Le
débat portant sur la stratégie à adopter se heurte à deux grands problèmes. Le premier
concerne le processus de décision et le second a trait au découpage, territorial ou
sectoriel.
De par son caractère fédéraliste prononcé, la loi sur l'aménagement du territoire (LAT)
laisse une grande latitude aux cantons pour l'élaboration de leurs plans directeurs.
Toutefois, lors de la procédure de consultation sur l'ordonnance d'exécution, plusieurs
cantons ont estimé qu'elle ne leur laissait pas assez de liberté de manoeuvre. Ils s'en
sont pris en particulier à l'article 24 relatif aux plans d'affectation à qui ils reprochaient
d'empiéter sur leurs attributions. Cette critique et d'autres ont été examinées et
concrétisées dans le texte remanié qui est entré en vigueur en octobre. Par ailleurs,
l'ouvrage de synthèse publié dans le courant de l'année par le DFJP sur les travaux
préparatoires du projet de loi ainsi que sur les débats parlementaires qu'il a occasionné
devrait faciliter l'interprétation des diverses dispositions quant aux tâches des cantons
en matière de planification. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.09.1981
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Au terme de dix années d'organisation du territoire sur le plan fédéral, l'époque de
l'approche globale des problèmes d'aménagement et de l'élaboration des concepts
généraux semble à priori révolue. Les questions qui se posent aujourd'hui ont trait à
l'interprétation et à l'application de la loi fédérale sur l'aménagement (LAT). En
édictant des dispositions d'après lesquelles la Confédération, les cantons et les
communes sont en quelque sorte «coresponsables» d'une répartition «mesurée» du
sol entre ses diverses affectations, le législateur a voulu que les décisions interviennent
là où les conflits d'intérêts sont susceptibles de surgir. Or, c'est au niveau des
collectivités locales que ceux-ci revêtent souvent le plus d'acuité. Si les communes
disposent d'une relative liberté d'appréciation en matière de délimitation des zones –
l'établissement des plans d'affectation est essentiellement de leur ressort (article 2, 3e
al. LAT) – en revanche, le découpage projeté doit être conforme aux buts et principes
de la LAT de même qu'aux plans directeurs cantonaux. Les cantons ont en effet
l'obligation de déterminer dans ses grandes lignes le cours que suivra l'aménagement
de leur territoire. La loi fédérale ne précise cependant pas le degré d'élaboration de
ces études prospectives; il est loisible au canton soit de se borner à fixer des objectifs,
soit de mettre au point une conception directrice qui définisse de manière précise
comment il entend délimiter son territoire. Les cantons ont jusqu'à fin 1984 pour
établir leurs plans directeurs et les présenter aux autorités fédérales; ces dernières les
examineront et leur donneront force de loi en 1987 au plus tard. Les collectivités locales
ont donc tout intérêt à élaborer de solides dossiers d'aménagement, si elles ne veulent
pas se voir imposer des décisions par trop unilatérales et ce d'autant plus que le
gouvernement a accepté un postulat le conviant à exiger que les cantons délimitent
déjà dans leur plan directeur les diverses zones d'affectation de l'ensemble de leur
territoire. A cet égard, le canton des Grisons a été le premier à soumettre son plan à
l'examen du Conseil fédéral. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1982
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

In der Raumplanung machten sich 1983 gewisse Krisentendenzen bemerkbar. Auf
kantonaler, regionaler und kommunaler Ebene wurde weiter an der Ausführung des
1980 in Kraft gesetzten eidgenössischen Raumplanungsgesetzes (RPG) gearbeitet.
Nach diesem Gesetz sollten bis Ende 1984 dem Bundesrat sämtliche kantonalen
Richtpläne zwingend zur Genehmigung vorgelegt werden. Die Mehrheit der Kantone
dürfte diese Frist jedoch deutlich überschreiten. Bislang war nämlich einzig der Kanton
Graubünden in der Lage, um die entsprechende Bundesbewilligung nachsuchen zu
können (Ende 1982 erteilt). Anderseits verfügen inzwischen alle Kantone über die
nötigen Einführungsvorschriften zum RPG. Die laut Gesetz nicht aufschiebbaren
Massnahmen bezüglich der haushälterischen Nutzung des Bodens sowie der
konsequenten Trennung zwischen Bau- und Nichtbaugebiet können somit im ganzen
Land sofort durchgesetzt werden. Ferner haben über 20 Kantone ihre Bau- und

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.1983
URS VON ALLMEN
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Planungsgesetze im Hinblick auf die Anforderungen der Raumplanung bereits revidiert
oder aber entsprechende Projekte ausgearbeitet. Als wegweisend, was die Mitsprache
der Bevölkerung anbelangt, kann das Vorgehen des Kantons Luzern gelten, der schon
den Grundlagenbericht zur Richtplanung in die öffentliche Vernehmlassung geschickt
hat und nicht erst den fertig ausgearbeiteten Plan. Eine 1981 von der SVP im Kanton
Zürich eingereichte Volksinitiative, die den Zwang zur Erstellung regionaler und
kommunaler Richtpläne aus dem Planungs- und Baugesetz von 1975 gestrichen sehen
wollte, drang im Parlament zwar nicht durch, vermochte aber einen Gegenvorschlag mit
wesentlichen Zugeständnissen herbeizuführen. Im Rahmen des Europarates wurde im
Mai eine Raumordnungscharta mit empfehlendem Charakter verabschiedet, der die
schweizerische Raumplanung als Beispiel diente. 5

Auf die Dringlichkeit der Raumplanung angesichts des fortschreitenden
Kulturlandverlustes verwies der Schweizerische Bauernverband (SBV), der mit einer
Eingabe an den Bundesrat eine sofortige Verstärkung der raumplanerischen
Vollzugsvorschriften zur Sicherung der Fruchtfolgeflächen verlangte. In einem
Handbuch, das den kantonalen Sektionen als Leitfaden für die Mitarbeit bei der
Erstellung der Richtpläne zugestellt wurde, plädierte der SBV für die Rückzonung von
landwirtschaftlich genutztem Boden in überdimensionierten Bauzonen und für den
besonderen Schutz lebensfähiger Bauernbetriebe innerhalb von Bauzonen (mittels
sogenannter «Bauernhofzonen»); er regte im weiteren an, zu prüfen, ob die für die
Ernährungssicherung wichtigen Fruchtfolgeflächen auf ähnliche Weise geschützt
werden könnten wie die Wälder. Besorgnis über die zunehmende Zweckentfremdung
von landwirtschaftlichem Kulturland bekundete auch der Bundesrat bei der
Beantwortung von zwei Interpellationen aus bäuerlichen Kreisen. Er erachtete jedoch
grundsätzlich das RPG mit seinen Instrumenten für ausreichend, um den Schutz des
Kulturlandes zu gewährleisten, sobald die Richt- und vor allem die Nutzungspläne der
Kantone erstellt seien. 6

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 10.05.1984
WERNER SEITZ

Die Schwierigkeiten der Kantone bei der Erstellung der Richtpläne zum Bundesgesetz
über die Raumplanung (RPG) wurden 1984 manifest. Obwohl am Ende des
Berichtsjahres die Fünfjahresfrist zur Einreichung der kantonalen Richtpläne ablief,
kamen nur Graubünden, Solothurn und Zürich dieser Pflicht nach. Die übrigen 23
Kantone ersuchten den Bundesrat um eine Fristerstreckung von fünf Monaten bis mehr
als drei Jahre ; als Gründe für die Verzögerung wurden eine Unterschätzung des
Zeitaufwandes für die planerische Arbeit sowie Personalmangel angegeben. Der
Bundesrat verlängerte die Frist zur Ablieferung der kantonalen Richtpläne um maximal
zwei Jahre und stellte für den Fall des Nichteinhaltens dieser Zusatzfrist
Subventionskürzungen in Aussicht. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.10.1984
WERNER SEITZ

Auf einen Zielkonflikt, dem mit den Richtplänen wohl kaum beizukommen ist, verweist
eine Publikation des Bundesamtes für Raumplanung: In jenen fruchtbaren Ebenen, die
durch Autobahnen erschlossen sind – beispielweise im Bereich des Autobahnkreuzes
N 1/N 2 bei Egerkingen (SO) und in der Magadinoebene (TI) – machen sich auf Kosten
des Kulturlandes im Übermass Verteilzentren und Lagerhäuser breit. Immer grösser
werden auch die Probleme bezüglich der Zweitwohnungen, deren Bestand sich im
vergangenen Jahrzehnt fast verdoppelt hat (auf 240'000) und der in den nächsten 10
bis 20 Jahren um weitere 100'000 ansteigen dürfte. Die Zweitwohnungen treiben die
Bodenpreise und Mieten in die Höhe und verdrängen die angestammte Bevölkerung.
Wegen des hohen Landbedarfs gerät der Bau von Zweitwohnungen ausserdem mit der
Landwirtschaft in Konflikt und gefährdet, indem er zur Überbeanspruchung der
Landschaft beiträgt, auch den Tourismus. Um das Problem der Zweitwohnungen besser
in den Griff zu bekommen, wies das EJPD die Gemeinden auf mehrere zur Verfügung
stehende Instrumente hin. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.07.1986
WERNER SEITZ
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Die offenbar bereits im Raumplanungsgesetz angelegten Vollzugsprobleme nahmen
auch 1987 ihren Fortgang. Ein Jahr nach dem definitiven Ablauf der Frist, innert
welcher die Kantone dem Bund ihre Richtpläne für eine zweckmässige Nutzung des
Bodens hätten abliefern sollen, waren erst deren vierzehn genehmigt, die restlichen
zehn standen Ende 1987 noch aus. Bei den Kantonen Genf, Glarus, Jura, St. Gallen und
Tessin war dabei der Zeitpunkt der Einreichung noch offen, die Richtpläne der Kantone
Basel-Landschaft, Freiburg, Waadt, Wallis und Zug wurden für das Jahr 1988 erwartet.
Inzwischen hat sich jedoch ergeben, dass die bereits eingereichten Richtpläne vom
Bund recht grosszügig genehmigt wurden, so dass keiner dem anderen gleicht und eine
sinnvolle Koordination mit dem Bund und mit den jeweiligen Nachbarkantonen kaum
möglich ist. In seinem «Raumplanungsbericht 1987» stellte der Bundesrat auch fest,
dass die Siedlungsplanung, ein Kernbereich der Raumplanung, oft unbefriedigend
behandelt sei, und dass eine integrierte Betrachtung von Verkehr und Siedlung selten
vorkomme. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.12.1987
LUZIUS MEYER

Eine Studie im Rahmen des vom Bundesamt für Raumplanung entwickelten
Programms «Raumbeobachtung Schweiz» untersuchte systematisch die
Landschaftsveränderungen zwischen 1973 und 1982 und kam zum Schluss, dass diese
wegen ihres schleichenden Charakters vielfach gar nicht wahrgenommen würden. Die
Bilanz sei jedoch für die naturnahen Landschaften überall negativ; auffallend sei
insbesondere der Rückgang der landschaftlichen Vielfalt im Mittelland. In den
Agglomerationsräumen, im Mittelland und im Berggebiet wurden im untersuchten
Zeitraum zum Beispiel 1'355 Hektaren überbaut, 732 Hektaren Obstbaumflächen
gerodet, 80 km. Bäche eingedolt, 557 km. überörtliche und 2524 km. örtliche
Erschliessungsstrassen sowie 496 Brücken gebaut und 2879 neue Gebäude ausserhalb
des Siedlungsgebietes bewilligt. Die Resultate der Studie unterstützen den Einbezug
ökologischer Zielsetzungen in die Leitsätze für eine künftige Raumordnungspolitik. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.05.1988
CHRISTIAN MOSER

Zwei Wochen vor der Abstimmung über die Stadt-Land-Initiative präsentierte die 1986
unter dem Vorsitz von Ständerat Jagmetti (fdp, ZH) eingesetzte Expertenkommission
zuhanden des EJPD einen Vorentwurf für eine Revision des Raumplanungsgesetzes,
welcher namentlich eine Erschwerung der Baulandhortung, eine bessere
Nutzungstrennung sowie eine Verbesserung des Vollzugs bringen soll. Dabei wurde
allerdings auf eine Uberarbeitung des Kapitels über die Richtpläne wie auch auf
fiskalische Massnahmen aus Prioritätsgründen verzichtet. Die vorgeschlagenen
Massnahmen verlangen insbesondere eine bessere und langfristige Abgrenzung von
Siedlungs- und Landwirtschaftsgebiet durch Schaffung von sogenannten
Übergangszonen. Diese umfassen Land, welches für 15 Jahre nicht überbaubar ist, im
Siedlungsgebiet liegt und für die längerfristige Siedlungsentwicklung benötigt wird; sie
können entweder aus zu grossen Bauzonen ausgeschieden werden oder
entschädigungslos umgezontes erschlossenes Bauland aufnehmen, welches trotz
Baureife innert fünf Jahren nicht überbaut wurde. Damit verspricht sich die
Kommission einen Wegfall der diffusen Bauerwartung für landwirtschaftliches Land und
eine Verflüssigung des Bodenmarktes, was zu einem Rückgang der Bodenspekulation
führen werde. Parallel dazu wird eine Erschliessungspflicht für die Gemeinden stipuliert
und die Rechtsstellung des Grundeigentümers verbessert, welcher bei Säumigkeit der
Behörden selbst Erschliessungen vornehmen kann. Im Sinne einer bundesrechtlichen
Grundsatzgesetzgebung sollen zur Förderung der Siedlungsqualität, welche als solche
dem kommunalen Aufgabenbereich zugehört, die allgemein gültigen
Planungsgrundsätze erweitert werden. Dabei sind vor allem durch die ausdrückliche
Anerkennung von Baulinien-, Uberbauungsund Gestaltungsplänen sowie von
Vorschriften betreffend Baudichte (Massnahmen für verdichtetes Bauen, höhere
Ausnützungsziffern), Mindestanteilen von Wohn- und Gewerbenutzung und Anteilen an
Zweitwohnungen vorgesehen. Bei Bauten ausserhalb der Bauzonen soll unter klar
formulierten Bedingungen der Umbau von landwirtschaftlichen Gebäuden für andere
Zwecke möglich werden. Schliesslich würde der Bund die Kompetenz erhalten, anstelle
der Direktbetroffenen kantonale Verfügungen anfechten und beim Bundesgericht
Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen kommunale Zonenpläne einreichen zu können.
Die Durchführung eines Vernehmlassungsverfahrens ist für 1989 vorgesehen. Kritische
Stimmen vermerkten zu der im Zentrum des Revisionsentwurfs stehenden
Übergangszone, welche eine Enthortung und Spekulationsdämpfung beim Bauland
herbeiführen soll, dass umgezontes Land vorderhand nicht mehr überbaubar wäre, die
überdimensionierten Bauzonen aber nicht wirklich verkleinert würden, und dass
zusammen mit der Lockerung der Ausnahmebewilligungen der Preisdruck der Bauzonen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.1988
CHRISTIAN MOSER
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in die Landschaft hinausgetragen würden. 11

Neben den kurzfristig und dringlich behandelten Massnahmen gehört die Revision des
Raumplanungsgesetzes zu den Anschlussmassnahmen, mit welchen das
Sofortprogramm abgelöst und das Bodenrecht weiterentwickelt werden soll. Der
bereits im Vorjahr von einer Expertenkommission unter dem Vorsitz von Ständerat
Jagmetti (fdp, ZH) vorgelegte Bericht wurde nun unverändert zur Vernehmlassung
vorgelegt. Seine Schwerpunkte bestehen in der besseren und langfristigen Abgrenzung
von Siedlungs- und Landwirtschaftsgebiet mittels sogenannten Übergangszonen, in der
Erschliessungspflicht des Gemeinwesens und der in diesem Zusammenhang
verbesserten Rechte des Grundeigentümers, in der Erweiterung der
Planungsgrundsätze zur Förderung der Siedlungsqualität, u.a. mit Anerkennung von
Sondernutzungsplänen, sowie in den unter klar formulierten Bedingungen gewährten
Erleichterungen für das Bauen ausserhalb der Bauzonen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.11.1989
CHRISTIAN MOSER

Die neuen Massnahmen stiessen nirgends auf Begeisterung. Bestenfalls wurden sie als
absolutes Minimum bewertet und ihnen eine gewisse psychologische Wirkung
zugemessen. Vor dem Inkrafttreten lösten sie, um der Erhöhung des Minimal-
Eigenkapitalanteils zuvorzukommen, kurzfristig eine markante Zunahme der
Transaktionen auf den Grundbuchämtern aus. Insbesondere die
Grundpfandbelastungen auf Vorrat nahmen gewaltig zu; allein im Kanton Zürich wurde
der Betrag zusätzlicher Hypotheken auf über CHF 1 Mia. geschätzt. Die Wirksamkeit der
Massnahmen wurde wegen den zahlreichen Ausnahmebestimmungen von
verschiedener Seite als recht gering eingestuft. Dies vor allem deshalb, weil ein
Immobilienhändler ein Haus wieder verkaufen darf, wenn er es renoviert hat, weil
Umgehungsmöglichkeiten bei der Pfandbelastungsgrenze durch einen zu hohen
Kostenvoranschlag bestehen, weil auf Vorrat Grundpfandbriefe errichtet werden
konnten oder weil die Bestimmung des Wegfalls der Sperrfrist bei Weiterverkauf ohne
Gewinn mittels Schwarzgeldzahlungen ausgenutzt werden kann. Bundesrat Koller selbst
warnte vor übertriebenen Hoffnungen, zeigte sich aber andererseits überzeugt, dass
die beschlossenen Massnahmen nicht bloss Alibiübungen darstellen. Die FDP-Fraktion
reichte eine Motion ein, mit welcher sie eine systematische, nach Regionen gegliederte
Begleituntersuchung über die Auswirkungen des Sofortprogramms Bodenpolitik
forderte. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1989
CHRISTIAN MOSER

Die Richtpläne der Kantone Freiburg und Sankt Gallen wurden vom Bundesrat unter
den üblichen Einschränkungen genehmigt, derjenige Graubündens in zwei Punkten
angepasst. Damit stehen noch immer die Pläne der Kantone Genf, Jura und Tessin
aus. 14

BERICHT
DATUM: 31.12.1990
DIRK STROHMANN

Die Revision des Raumplanungsgesetzes, mit welcher eine Expertenkommission unter
dem Vorsitz von Ständerat Jagmetti (fdp, ZH) Ende 1988 begonnen hatte und die Ende
1989 vom EJPD in die Vernehmlassung gegeben worden war, musste endgültig
aufgegeben werden. Die Vernehmlassung, welche am 30. Juni abgeschlossen worden
war, hatte eine überwiegend negative Reaktion ergeben. Von den 63 eingegangenen
Stellungnahmen waren lediglich 18 für eine Revision des Gesetzes, wobei auch deren
Meinung zu den einzelnen Vorschlägen stark auseinanderging. Noch krasser allerdings
war die Ablehnung unter den direkt Betroffenen, den Kantonen, welche ja die
entsprechenden Bestimmungen zu vollziehen gehabt hätten. Nur gerade ein Kanton
sagte grundsätzlich ja zu der Gesetzesrevision, zwei Kantone befürworteten diese mit
Zurückhaltung, 20 dagegen lehnten sie entschieden ab. Hinzu kam, dass die einzelnen
Bestimmungen des Gesetzesentwurfs von den verschiedensten Seiten mit so
zahlreichen Vorbehalten und Änderungswünschen behaftet worden waren, dass eine
Konsensfindung über eine auch nur wenige Punkte berührende Vorlage zu zeitraubend
und ungewiss gewesen wäre. Aus diesem Grunde entschied sich der Bundesrat, welcher
selber seit längerem an der Zweckmässigkeit eines neuen Gesetzes zu zweifeln
begonnen hatte, am 10. Dezember dafür, das Projekt fallenzulassen und im Rahmen der
bestehenden Gesetzgebung durch gezielte Massnahmen den Vollzug der Raumplanung
zu fördern. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1990
DIRK STROHMANN
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Für nicht vordringlich hält die verwaltungsinterne Arbeitsgruppe «Weiterentwicklung
des Bodenrechts», welche 1988 nach der Abstimmung über die sogenannte «Stadt-
Land-Initiative» gebildet worden war, eine neue Verfassungsgrundlage zur
Bodenpolitik. Zwar verneint ihr Bericht, in dessen Zentrum das Anschlussprogramm
steht, welches die bodenrechtlichen Sofortmassnahmen ablösen soll, keineswegs die
Wünschbarkeit einer Überarbeitung der eigentums- und bodenrechtlichen
Verfassungsbestimmungen. Sie hält jedoch das bestehende verfassungrechtliche
Instrumentarium grundsätzlich für ausreichend, die anstehenden Probleme zu lösen,
weshalb von dem politisch wie finanziell riskanten Schritt einer Revision im Bereich der
Eigentumsverfassung vorerst abgeraten wird. 16

BERICHT
DATUM: 18.05.1991
DIRK STROHMANN

Nachdem der Entwurf des Bundesrats für eine Revision des Raumplanungsgesetzes
Revision des Raumplanungsgesetzes letztes Jahr gescheitert war, sprach sich die
zuständige Kommission des Ständerats für das vom Bundesrat vorgelegte
Realisierungsprogramm im Bereich der Raumplanung sowie den dazugehörigen
Bericht aus und empfahl ihrem Rat, ebenfalls eine Nationalratsmotion zu überweisen, in
welcher der Bundesrat aufgefordert wird, dem Parlament einmal pro Legislatur über
den Stand des Realisierungsprogramms Bericht zu erstatten. Diesen Anträgen folgten
beide Kammern, der Nationalrat im Sommer, der Ständerat im Herbst. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Darüber hinaus reichte die genannte Kommissionsminderheit selbst eine Motion ein,
worin sie den Bundesrat aufforderte, den eidgenössischen Räten rasch eine Revision
des Raumplanungsgesetzes auf der Grundlage des Expertenberichtes Jagmetti zu
unterbreiten. Nicht nur der Bundesrat, welcher sich in seiner Stellungnahme gegen
diesen Antrag wandte, sondern auch die Mehrheit des Rates hielt den Vorschlag jedoch
nicht für opportun und lehnte ihn im Dezember ab. 18

MOTION
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Eine umfassende Regelung der Raumplanung hatte Nationalrätin Haering Binder (sp, ZH)
mit einer bereits 1991 eingereichten Motion verlangt, welche die Schaffung der
gesetzlichen Grundlagen für die Erarbeitung eines Sachplans „Siedlung“ im Rahmen
des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) verlangt. Durch diesen periodisch zu
überarbeitenden Plan soll der Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen
vorschreiben, wo und in welchem Umfang sich das Siedlungsgebiet der Schweiz
entwickeln soll. Dabei wäre von einer Richtgrösse von 80% der heutigen Bauzone —
etwa 200'000 ha — auszugehen. Der Bundesrat anerkannte zwar, dass in der Schweiz
gesamthaft gesehen zu grosszügig bemessene Bauzonen beständen, verwies jedoch auf
die in den letzten Jahren ergriffenen Schutzmassnahmen im Bereich der Sicherung von
Kulturland durch den Sachplan „Fruchtfolgeflächen“, des Natur- und Heimatschutzes
durch die Erstellung eidgenössischer und kantonaler Schutzinventare nach Artikel 18
des Natur- und Heimatschutzgesetzes sowie die vom Bundesgericht gedeckten
rechtlichen Möglichkeiten der Gemeinden, ohne übermässige
Entschädigungsansprüche Rückzonungen überdimensionierter Bauzonen vorzunehmen.
Solche punktuellen Massnahmen, meinte Bundesrat Koller, seien wirksamer als die von
der Motionärin geforderte Globallösung, welche sich allein aufgrund der fehlenden
politischen Akzeptanz nicht durchsetzen liesse. Die Mehrheit des Rates teilte diese
Ansicht und verwarf die Motion. 19

MOTION
DATUM: 03.06.1993
DIRK STROHMANN

Im November nahm der Bundesrat von dem von ihm in Auftrag gegebenen
Realisierungsprogramm zur Schliessung der Vollzugslücken in der Raumplanung
Kenntnis. Das Programm, welches nützliche departementsübergreifende Impulse
ausgelöst habe, soll dem Parlament zusammen mit den Grundzügen der Raumordnung
vorgelegt werden. 20

ANDERES
DATUM: 18.11.1993
DIRK STROHMANN

Mit dem Bericht «Grundzüge der Raumordnung Schweiz», der 1989 in Auftrag gegeben
worden war, will das Bundesamt für Raumplanung Impulse gegen die Zersiedelung und
eine ungeordnete und umweltfeindliche Entwicklung geben. Die räumliche Situation
der Schweiz sei gekennzeichnet durch ungeordnete Besiedelung, anhaltenden
Raumbedarf bei knappen Ressourcen und räumliche Ungleichgewichte zwischen
Wirtschaft, Wohnen und Verkehrserschliessung. Die heutige ungünstige
Siedlungsstruktur sei auch mit hohen Kosten für Bau und Unterhalt der Infrastruktur

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1994
EVA MÜLLER
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verbunden. Nachdem das Strassennetz weitgehend gebaut ist, komme dem öffentlichen
Verkehr eine zentrale Rolle zu. Gemäss dem Raumordnungsbericht soll Wachstum dort
stattfinden, wo es sinnvoll ist: in den Städten und städtischen Agglomerationen, damit
ein in die europäische Entwicklung eingebundenes Städtesystem entstehe, das sich
nicht mehr weiter gegen aussen, sondern im Innern entwickelt. Die Vernetzung der im
internationalen Vergleich eher kleinen Schweizer Grosstädte zu einer
«Dreimillionenstadt» erhöhe die Standortgunst und erlaube es, mit den europäischen
Zentren zu konkurrieren. Gemäss der Studie haben die Kantone der Entwicklung der
Städte bisher zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Ergänzt werden soll die auf die
Agglomerationen ausgerichtete Raumordnung durch eine Revision des
Finanzausgleichs. Der Bund müsste demnach den wirtschaftsschwachen Regionen
vermehrt frei verwendbare Mittel zur Verfügung stellen, damit sie sich selber helfen
können. Der Bericht ging in die Vernehmlassung und der Bundesrat wird darüber
entscheiden, ob die Erkenntnisse dieser Studie in eine Totalrevision des
Raumplanungsgesetzes einfliessen sollen. 21

Im Rahmen der Vernehmlassung zum Bericht «Grundzüge der Raumordnung
Schweiz», mit dem das Bundesamt für Raumplanung Impulse gegen die Zersiedelung
geben wollte, und der möglicherweise in eine Totalrevision des RPG münden soll,
gingen vorwiegend «Ja aber»-Stellungnahmen ein. Verschiedene ländliche Stände
empfanden das Raumordnungskonzept eines vernetzten Städtesystems und einer
verstärkten Funktionsteilung der Wirtschaftsräume als zu «städtelastig» und
kritisierten, dass die ländlichen Räume und Berggebiete einmal mehr als wirtschaftlich
vernachlässigbare Ergänzungsräume und Natur- und Erholungsgebiete für die
städtischen Zentren dargestellt und behandelt würden. Die Regionalkonferenz der
Nordwestschweizer Regierungen befürchtete eine zu grosse Konzentration auf den
Ballungsraum Zürich. Die Bündner Regierung warf dem Bund ausserdem vor, den
verfassungsmässigen Grundsatz zu missachten, wonach die Kompetenz und die
Verantwortung für die Raumordnung den Kantonen mit ihren Richt- und
Nutzungsplänen zustehen. Die Parteien kritisierten die Unverbindlichkeit der Ziele und
den fehlenden Praxisbezug des Entwurfs. So hätte sich die SP klare zeitliche Angaben
zur Verwirklichung der Kostenwahrheit im Verkehr gewünscht, und die FDP vermisste
Ansätze zu Förderung der Wirtschaftsstandorte. 22

BERICHT
DATUM: 29.05.1995
EVA MÜLLER

Gleichzeitig mit der Teilrevision des RPG legte der Bundesrat den Bericht über die
„Grundzüge der Raumordnung Schweiz“ und darauf aufbauende konkrete
Massnahmen für 1996 bis 1999 vor. Nach diesem soll die räumliche Entwicklung der
Schweiz nach neuen Zielen ausgerichtet werden, künftig geordneter und nachhaltiger
vonstatten gehen und die Nation stärker zusammenhalten. Im Mittelpunkt steht das
Konzept eines vernetzten Systems von Städten und ländlichen Räumen durch
effiziente Verkehrs- und Kommunikationswege. Mittlere und kleine Städte sollen durch
Vernetzung mit den grossen Zentren des Mittellandes in die Lage versetzt werden,
Entwicklungsimpulse aufzunehmen und eigenständig umzusetzen, in peripher
gelegenen ländlichen Gebieten werden die Regionalzentren durch die Vernetzung mit
den wachstumsstarken Zentren gestärkt. Das vernetzte Städtesystem soll das
Zusammenwachsen von Siedlungsräumen vermeiden, gleichzeitig soll eine
Siedlungsentwicklung nach innen bestehende Siedlungen besser nutzen, erneuern und
durchmischen. Grundgerüst der Agglomerationsentwicklung ist der öffentliche Verkehr.
Zentrales Ziel des neuen Raumkonzepts ist die Stärkung der gesamten Schweiz als
internationaler Standort, wobei neben dem Grossraum Zürich auch Genf und Basel die
Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Schweiz massgeblich mitbestimmen sollen, da
sich die Schweiz im internationalen Standortwettbewerb mit einer dezentralen
Vernetzung besser behaupten könne als mit einem einzigen grossen Zentrum. Das
Schweizer Städtesystem soll Teil des europäischen Städteverbundes und beispielsweise
ins Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahnen integriert werden. Für die ländlichen Räume
schlägt der Bundesrat unterschiedliche Strategien vor, die auf die spezifischen
Entwicklungspotentiale der Regionen ausgerichtet sind. In den ländlichen Regionen des
Mittellandes gelte es etwa, das eigenständige Dorfbild und die Wohnlichkeit zu erhalten,
wobei eine sanfte Nachverdichtung möglich sei. Der Jurabogen soll als Standort für
Klein- und Mittelbetriebe des industriell-gewerblichen Sektors weiter gestärkt und in
das vernetzte Städtesystem eingebunden werden, während im Voralpenraum die
unternehmensbezogene Infrastruktur in den Regionszentren verbessert werden soll.
Der Alpenraum schliesslich soll als Lebens- und Wirtschaftsraum gestärkt werden. Als
wichtige Voraussetzungen nannte der Bericht die Sicherung der Grundversorgung des

BERICHT
DATUM: 22.05.1996
EVA MÜLLER
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öffentlichen Verkehrs, die Förderung des umweltfreundlichen Tourismus und die
Sicherung der Berglandwirtschaft. Im Realisierungsprogramm 1996-1999 setzte der
Bundesrat Prioritäten fest. So soll die Verwaltung bei Sachfragen künftig koordinierter
vorgehen und intensiver mit den Kantonen, Regionen und Städten diskutieren.
Raumplanung und Regionalpolitik seien besser aufeinander abzustimmen. Zudem
stellte er die Vorantreibung der Planung in Infrastrukturbereichen und die Entwicklung
eines Landschaftsschutzkonzeptes in Aussicht. 23

Eine Studie des Schweizerischen Instituts für Aussenwirtschafts-, Struktur- und
Regionalplanung (SIASR) an der Universität St.Gallen zeigte Handlungsansätze für eine
nachhaltige Raumentwicklung in der Schweiz auf. Die Studie konkretisierte die vom
Bundesrat 1996 beschlossenen „Grundzüge der Raumordnung Schweiz“, welche einen
Orientierungsrahmen zur wirtschaftlich, sozial und ökonomisch verträglichen Nutzung
des Bodens und zur Ordnung der Siedlungsentwicklung schuf. Der Bericht führte
Nachhaltigkeitslücken zum Teil auf den ungenügenden Vollzug bestehender
Rechtsgrundlagen zurück, ferner nannte er gesellschaftliche Verhaltensweisen,
Wertvorstellungen und Konsumansprüche, die im Widerspruch zu den grundlegenden
Zielen einer nachhaltigen Entwicklung stünden. Der Bericht regte eine duale
Problemlösungsstrategie für fehlende Nachhaltigkeit an: einerseits brauche es eine
kurzfristige Problembewältigung, die auf nationaler und vor allem regionaler Ebene
greife, andererseits solle nachhaltige Entwicklung als globales Projekt längerfristig mit
einem gesellschaftlichen Wertewandel erreicht werden. Als ungenügend wurde die
Verwirklichung einer dezentralen Verteilung wirtschaftlicher Aktivitäten sowie die
Gestaltung kompakter Siedlungsräume im städtischen wie im ländlichen Raum beurteilt.
Als positiver, noch ausbaubarer Ansatzpunkt wurde die Vernetzung sowohl in
Verdichtungsräumen wie auf dem Land aufgeführt. Auch eine bessere Einbindung der
Schweiz in die EU und eine vermehrte grenzüberschreitende Zusammenarbeit der
Regionen sollte gefördert werden, obschon im internationalen Bereich ein Defizit bei
den staatlichen Steuerungsmöglichkeiten bestünde. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.1998
URS BEER

Mit einer Motion forderte Ständerat Büttiker (fdp, SO) die Behebung von
Widersprüchen zwischen Umweltschutz- und Raumplanungsrecht. Das
Raumplanungsgesetz schreibt die Konzentration von Nutzungen vor. Die
Umweltschutzgesetzgebung enthält flächendeckende Vorschriften über die zulässige
Luftbelastung. Aus der Sicht des Motionärs werden raumplanerisch erwünschte
Nutzungen dadurch oft verunmöglicht. Aus planerischer Sicht sei die Ansiedlung eines
Unternehmens in verkehrstechnisch gut erschlossenen Räumen sinnvoll, stehe aber oft
im Konflikt mit den herrschenden Grenzwerten für die Luftbelastung. Die Motion
verlangt vom Gesetzgeber, dass deshalb die Grenzwerte flexibler gestaltet werden. In
seiner schriftlichen Stellungnahme pflichtete der Bundesrat dem Motionär bei, dass die
vom Gesetzgeber verlangte Abstimmung von Raumplanung und Umweltschutz in der
Praxis nicht immer reibungslos zu erfüllen ist. Dennoch war er der Meinung, dass der
Vorstoss schliesslich unbegründet sei. Er ortete die auftretenden Probleme weniger in
der Gesetzgebung sondern beim Vollzug. Die Bundesämter für Raumplanung und für
Umwelt, Wald und Landschaft sollen deshalb in einer intensiven Zusammenarbeit
prüfen, wie sich der Vollzug grundsätzlich verbessern lässt. Der Ständerat hiess die
Motion mit 16 zu 14 Stimmen gut und hielt sich damit nicht an den Vorschlag des
Bundesrates, sie in ein Postulat umzuwandeln. 25

MOTION
DATUM: 10.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

Eine in der Frühjahrssession von Nationalrat Bosshard (fdp, ZH) eingereichte
parlamentarische Initiative forderte eine umweltgerechte Innenstadtförderung und
bemängelte in diesem Zusammenhang das Bewilligungsverfahren bei Neu- und
grösseren Umbauten in den Innenstädten. Als Folge der grossen umweltrelevanten
Auflagen durch die Baubehörden in den Städten drohe eine Zersiedelung und eine
Zunahme des Agglomerationsverkehrs. Unter dem Strich wirke sich die restriktive
Handhabung der Umweltschutznormen durch die Stadtbehörden immissionsfördernd
statt -eindämmend aus. Der Vorstoss beabsichtigte insbesondere die Definition von
Entwicklungszonen in Gebieten, denen eine überkommunale Bedeutung zukommt.
Innerhalb dieser Zonen soll eine Erhöhung der geltenden Grenzwerte vorgenommen
werden. Der Bundesrat erklärte sich nicht bereit, die Immissionsgrenzwerte generell
herabzusetzen. Das Problem liege nicht in der Gesetzgebung sondern im Vollzug. Der
Initiant zog seinen Vorstoss im Herbst zugunsten einer Motion der UREK-NR (99.3574)
zurück, die den Bundesrat beauftragen will, gesetzliche und organisatorische

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.11.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Massnahmen zu evaluieren, die die raumplanerisch erwünschte Entwicklung von
städtischen Zentren und Agglomerationen gewährleisten. 26

Das Bundesamt für Statistik und das Bundesamt für Raumplanung haben sich
entschlossen, im Zuge der europäischen Integration, der wirtschaftlichen
Konzentrationsprozesse und der Globalisierung, grossregionale statistische Einheiten
zu schaffen, die für Regionalvergleiche innerhalb Europas benötigt werden. In der
mehrjährigen Ausarbeitung wurde in Absprache mit den Kantonen eine Gliederung des
Landes in sieben Grossregionen geschaffen. Der Bericht «Die Grossregionen der
Schweiz» der ETH Zürich lieferte nun erstmals schweizerische Strukturkarten, die auf
dem Raster der Grossregionen erstellt wurden. 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Oktober unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seinen dritten Bericht über die
Massnahmen des Bundes zur Raumordnungspolitik. Er zog darin Bilanz über die
bisherigen Massnahmen und setzte für das Realisierungsprogramm 2000-2003 neue
Prioritäten. In erster Linie will er seine Raumordnungspolitik kohärenter auf das
Konzept der Nachhaltigkeit ausrichten. Folgende fünf Aktionsfelder mit insgesamt 31
Massnahmen wurden definiert: Mehr Kohärenz im raumwirksamen Handeln des Bundes,
Nachhaltige Entwicklung der Volkswirtschaft, Festigung des Städtesystems Schweiz,
Förderung des ländlichen Raumes und Einbindung in die europäische Raumordnung. 28

BERICHT
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Erneut befassten sich die Räte mit dem Problem der Innenstadtförderung. Von der
Stadtplanung erwünschte Konzentrationen von Bauten wie Industrie- und
Gewerbegebäude werden durch Umweltschutznormen oft verunmöglicht. Die Vertreter
der Wirtschaft im Parlament sind deshalb an einer Sonderregelung der Grenzwerte für
Städte und Ballungszentren interessiert, insbesondere an einer Herabsetzung der
Lärmschutz- und Luftreinhaltebestimmungen. Der Ständerat hatte im Vorjahr eine
Motion Büttiker (fdp, SO) mit diesem Anliegen an den Nationalrat überwiesen. Die
Mehrheit der UREK des Nationalrats empfahl nun diesen Vorstoss zur Ablehnung. Die
Grüne Teuscher (BE) erklärte, dass die Kommissionsmehrheit eine Anpassung der
Grenzwerte verhindern wolle. Hegetschweiler (fdp, ZH) entgegnete im Namen einer
Kommissionsminderheit, gerade in gut erschlossenen Räumen könne eine Ansiedelung
verkehrsintensiver Nutzungen durchaus sinnvoll sein. Bundesrat Leuenberger gab zu
bedenken, dass es sich hierbei nach Auffassung des Bundesrates um ein Problem des
Vollzugs handle und dass deshalb keine gesetzlichen Anpassungen notwendig seien. Mit
der Eingliederung des Bundesamtes für Raumplanung (neu: Bundesamt für
Raumentwicklung) ins UVEK, welchem auch das Buwal angegliedert ist, sei eine bessere
Koordination gewährleistet. Gegen Bundesrat und Kommissionsmehrheit beschloss der
Rat mit 78 zu 66 Stimmen die Überweisung der Motion. Grundsätzlich anerkannte die
Kommission aber das Problem der teilweisen Widersprüchlichkeit zwischen
Raumplanungs- und Umweltschutzrecht. Sie reichte daher eine eigene Motion zur
umweltgerechten Innenstadtförderung ein (99.3574). Wegen der durch Bau- und
Umweltauflagen auferlegten Einschränkungen seien viele Industriebetriebe an nicht
geeignete Standorte wie den Grüngürtel ausgewichen. Diese Entwicklung müsse in
Zukunft unterbunden werden. Die Motion war in beiden Räten erfolgreich. 29

MOTION
DATUM: 05.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Nationalrätin Nabholz (fdp, ZH) verlangte in einer Motion die Schaffung eines
raumplanerischen Vollzugsförderprogramms zur Einschränkung des hohen
Bodenverbrauchs. Die aktuelle Siedlungsausdehnung von 3'150 ha jährlich
widerspreche den Planungsgrundsätzen des neuen Raumplanungsgesetzes (Nach
Berechnung des BRP hat die Siedlungsfläche in der Schweiz zwischen 1979 und 1997
einen Quadratmeter pro Sekunde zugenommen). Zur Förderung der ortsübergreifenden
Standortplanung seien zusätzliche Anstrengungen und eine neue Strategie erforderlich.
Nach dem Vorbild der deutschen Bauleitplanung schlug Nabholz gestaffelt
freigegebene, vom Siedlungskern radialförmig ausgehende Bauzonen vor. Mit dem
Einverständnis des Bundesrats wurde die Motion überwiesen. (Zur Überweisung der
Motion im Ständerat siehe hier.) 30

MOTION
DATUM: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Das Parlament nahm das Realisierungsprogramm 2000-2003 zur
Raumordnungspolitik zur Kenntnis, das der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt hatte.
Namens der vorberatenden UREK kritisierten Durrer (cvp, OW) und Schmid (cvp, VS) die
zu einseitige Gliederung in ländliche und städtische Räume. Forster (fdp, SG) hielt das
Steuerungspotential für bescheiden. Deshalb falle die Bilanz über den Vollzug des
Realisierungsprogrammes ernüchternd aus. Raumplanung solle vermehrt als
Verbundsaufgabe wahrgenommen werden, wenn sie nicht zum Papiertiger verkommen
solle. Der Ständerat verabschiedete eine Empfehlung, in der er den Bundesrat
aufforderte, die Sachpläne Verkehr in einem einzigen Plan zusammenzufassen, die
Umweltanforderungen besser auf die Gebote der räumlichen Konzentration
abzustimmen, eine Agglomerationspolitik über die Kantonsgrenzen hinweg aufzubauen
und dabei alle Beteiligten (Kantone, Gemeinden) einzubeziehen und die
Raumordnungspolitik vermehrt in die europäische Raumplanung einzubinden.
Ausserdem überwies die kleine Kammer eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene
Motion Nabholz (fdp, ZH) (00.3510), die die Schaffung eines raumplanerischen
Vollzugsförderprogramms zur Einschränkung des hohen Bodenverbrauchs verlangt. 31

BERICHT
DATUM: 06.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Eine erste Auswertung der Volkszählung 2000 zur räumlichen und strukturellen
Entwicklung der Bevölkerung der Schweiz zeigte gemäss Bundesamt für Statistik, dass
im vorangegangenen Jahrzehnt vor allem die Gemeinden rund um die städtischen
Agglomerationen gewachsen waren. Diese "Periurbanisierung" stehe im Gegensatz zur
vom Gesetzgeber gewünschten Konzentration des Wachstums in den Agglomerationen
und den vom Verkehr gut erschlossenen Ortschaften und sei aus raumplanerischer
Sicht problematisch, da sie zu mehr Verkehr durch Pendlerströme führe. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Nationalrat Schmid (cvp, VS) wollte vom Bundesrat wissen, wie dieser die Vorschläge
einer Expertenkommission zur Neuen Regionalpolitik (NRP) beurteile – die Fachleute
empfahlen die Schaffung starker Zentren und Agglomerationen, welche als
Entwicklungsmotoren für die Regionen dienen sollen. Damit würde laut Schmid die
heutige Regionalpolitik völlig auf den Kopf gestellt. In seiner Antwort wies der Bundesrat
darauf hin, dass die Ausgestaltung der NRP noch nicht feststehe und dass er vorerst
lediglich den Auftrag zur Ausarbeitung einer Vernehmlassungsvorlage erteilt habe.
(Siehe auch die Vorstösse von Brigitta Gadient (svp, GR): Mo. 03.3015, Interpellation
03.3016. Zum Bundesratsgeschäft über die Neue Regionalpolitik des Bundes siehe
hier.) 33

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Au printemps, l’Office fédéral du développement territorial (ARE) a lancé la procédure
de participation concernant le Projet de territoire Suisse. Cette démarche vise à
susciter le débat au sein de la population et des milieux concernés afin de définir une
stratégie à moyen et long terme pour la politique d’aménagement du territoire de la
Confédération. Dans ce cadre, la Commission suisse pour les questions immobilières
(CSQI), composée des principales associations de l’industrie, de l’immobilier et de la
construction, ainsi que des organisations faîtières de l’économie, a pris position au
moyen d’une brochure publiée en juin. Elle a plaidé en faveur de la densification des
constructions dans les villes et les agglomérations et d’une meilleure utilisation des
volumes bâtis, notamment par la reconversion des friches industrielles. La CSQI a en
outre souligné la nécessité de coordonner l’aménagement du territoire et la législation
sur l’environnement afin d’éviter les contradictions et blocages qui mettent en péril
une approche globale du territoire national. Enfin, elle a exprimé le souhait d’une
harmonisation du droit des constructions et d’un renforcement de la politique
d’encouragement de l’accès à la propriété du logement. 34

ANDERES
DATUM: 12.06.2007
NICOLAS FREYMOND

Grosses Aufsehen erregte namentlich in der Region Bern ein Entwurf des Bundesamtes
für Raumentwicklung (ARE) für ein zukünftiges Raumkonzept für die Schweiz. Dieses soll
die strategische Grundlage für die Raumentwicklung der nächsten zwanzig Jahre bilden.
Einen Beschluss über das Konzept und über den Grad seiner Verbindlichkeit wird der
Bundesrat erst nach der für 2009 vorgesehenen Konsultation der Kantone fassen.
Aufgrund von international definierten Kriterien, welche primär wirtschaftliche Aspekte
abdecken, erklärte das ARE die Agglomerationen Zürich, Genf-Lausanne und Basel zu
den drei Metropolitanräumen der Schweiz. Die in Bezug auf Wirtschaftsleistung und
Einwohnerzahl an vierter Stelle liegende Agglomeration Bern wurde eine Stufe tiefer, als

ANDERES
DATUM: 22.08.2008
HANS HIRTER
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so genannte Hauptstadtregion eingeordnet. Ursprünglich war der Raum Bern sogar
bloss als „Städtenetz“ auf derselben Ebene wie die um ein Mehrfaches kleinere Region
Aarau-Olten eingeteilt worden. Für die bernischen Behörden war dies ein
ungerechtfertigter Prestigeverlust, der unter anderem die Agglomeration im
internationalen Standortwettbewerb benachteiligt. Sie befürchteten insbesondere
auch, bei national mitfinanzierten Infrastrukturprojekten beispielsweise für den
öffentlichen Verkehr in Zukunft gegenüber den vier anderen schweizerischen
Grossstädten benachteiligt zu werden. Dafür, dass diese Ängste nicht unbegründet
sind, sorgte das ARE selbst, indem es postulierte, dass der Bund die Metropolitanräume
Basel, Genf/Lausanne und Zürich bei der Entwicklung der Infrastrukturen bevorzugt
behandelt und „die Entwicklungsdynamik … in erster Priorität in die metropolitanen
Entwicklungsschwerpunkte gelenkt werden“ soll. 35

Dass Bern im Raumkonzept Schweiz im Gegensatz zu den Metropolitanräumen Basel,
Zürich und Genf-Lausanne nur der zweitrangige Status einer Hauptstadtregion
eingeräumt wurde, führte im Kanton auch im aktuellen Jahr zu lebhaften Debatten über
eine mögliche Stärkung Berns im nationalen Standortwettbewerb. Damit Bern trotzdem
mit den drei stärksten Wirtschaftszentren gleichziehen könnte, wurde betont, dass ein
intaktes und gut erschlossenes Politzentrum unerlässlich sei für den ökonomischen
Erfolg der Schweiz. Um jedoch auch bevölkerungsmässig mit den drei
Metropolitanräumen mitzuhalten, würde die Hauptstadtregion Bern ein
kantonsübergreifendes Netzwerk benötigen, welches in unmittelbarer Pendlerdistanz
liegende Städte wie Solothurn, Neuenburg, Freiburg, Biel und Thun einschliessen
müsste. Stadt und Kanton Bern lancierten deshalb per Juli unter strategischer Leitung
einer Behördendelegation das Projekt „Hauptstadtregion Schweiz“. In der Startphase
wurde das Projekt einer externen Arbeitsgemeinschaft unterstellt, welche eine
Situationsanalyse und ein Konzept für die Zusammenarbeit in der Hauptstadtregion
erarbeiten soll. 36

ANDERES
DATUM: 02.07.2009
MARLÈNE GERBER

Eine explizite gesetzliche Verankerung des Raumkonzepts Schweiz wurde in der
Vernehmlassungsvorlage zur ursprünglich geplanten Revision des
Raumplanungsgesetzes vorgesehen. Nachdem der Gesetzesentwurf im Frühjahr in der
Vernehmlassung gescheitert war, begann das Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
mit einer separaten Überarbeitung des Konzeptes. Eine offizielle Anhörung wurde auf
Ende Jahr geplant; die Zukunft des Konzeptes war zu diesem Zeitpunkt jedoch noch
unklar. 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.07.2009
MARLÈNE GERBER

Das zu Beginn des Jahres zur Konsultation versandte Konzept zur „Hauptstadtregion
Schweiz“ stiess in den Nachbarkantonen auf breite Zustimmung und so konnte gegen
Ende des Kalenderjahres unter Leitung vom Berner Volkswirtschaftsdirektor Andreas
Rickenbacher (sp) und dem Solothurner Stadtpräsident und Nationalrat Kurt Fluri (fdp)
der Verein Hauptstadtregion Schweiz gegründet werden. Das Projekt wurde im Sommer
des Vorjahres als Reaktion auf einen vom Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
präsentierten Entwurf eines Raumkonzeptes lanciert, welcher Bern im Gegensatz zu
Zürich, Basel und dem Bassin Lémanique den Status einer erstrangigen
Metropolitanregion absprach. Laut Aussagen desselben Bundesamtes wird die Initiative
der Hauptstadtregion begrüsst und die zentrale Position des Politzentrums Berns in der
räumlichen Entwicklung der Schweiz anerkannt. Der sich in Arbeit befindende, neue
Entwurf zum Raumkonzept Schweiz behandle Bern denn auch auf Augenhöhe mit den
drei Metropolen. 38

ANDERES
DATUM: 20.03.2010
MARLÈNE GERBER

Im Januar präsentierte das UVEK zusammen mit dem Bundesamt für Raumentwicklung
(ARE), der Konferenz der Kantonsregierungen, der Schweizerischen Bau-, Planungs- und
Umweltdirektorenkonferenz (BPUK), sowie dem Schweizerischen Städte- und
Gemeindeverband (SSV, SGV) den Entwurf für ein Raumkonzept Schweiz. Aufgrund der
zunehmenden räumlichen Vernetzung plädiert das Konzept für ein nachhaltiges,
Institutionen übergreifendes „Denken und Planen in überregionalen Handlungsräumen“.
Insgesamt zwölf funktionale Räume werden darin identifiziert, davon vier grossstädtisch
geprägte (Metropolitanregionen Zürich, Basel, Bassin-Lémanique und Hauptstadtregion
Bern), fünf klein- und mittelstädtisch geprägte (Luzern, Tessin, Jurabogen, Aargau-
Solothurn und Nordwestschweiz), sowie drei alpin geprägte (Gotthard, Südwest- und

ANDERES
DATUM: 22.01.2011
MARLÈNE GERBER
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Südostschweiz). Das Raumkonzept hat rechtlich keine Verbindlichkeit, soll jedoch allen
drei politischen Ebenen als Orientierungs- und Entscheidungshilfe dienen. Die
wichtigsten Grundsätze des Konzeptes umfassen die Eindämmung der Zersiedelung,
den schonenden Umgang mit natürlichen Ressourcen, die optimale Nutzung
bestehender Verkehrsinfrastrukturen, die bessere Inwertsetzung von unverbauten,
identitätsstiftenden Landschaften sowie die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Auf
Widerhall in der Presse stiess insbesondere die Nachricht, dass „verdichtet“ gebaut
werden soll und die negativen Auswirkungen der Entflechtung von Wohn- und
Arbeitsplatz begrenzt werden müssen. Letzteres bedeutet konkret, dass die
Verkehrsinfrastruktur nicht weiter ausgebaut werden sollte, um das Pendeln zwischen
städtischen Zentren und dem peripheren Umland nicht noch attraktiver zu gestalten. In
Zusammenhang mit der beinahe zeitgleich präsentierten Mitteilung der
Verkehrsministerin, dass das Pendeln in Zukunft teurer werde, regte sich nicht nur
Widerstand bei den Randregionen sondern auch bei den Pendlern. Mit der Publikation
wurde der Entwurf in die öffentliche Konsultation geschickt. Aufgrund der eingehenden
Stellungnahmen wird das Konzept angepasst und voraussichtlich im Sommerhalbjahr
2012 zur politischen Verabschiedung vorgelegt. 39

Zwischen 2006 und 2011 erarbeitete der Bund in Zusammenarbeit mit Kantonen,
Städten und Gemeinden das Raumkonzept Schweiz. Das erste ebenenübergreifende
Konzept seiner Art, welches sich eine nachhaltige Raumentwicklung zum Ziel setzt, war
zu Beginn des Vorjahres in Konsultation geschickt worden. Die Auswertungen der um
die 200 eingegangenen Stellungnahmen wurden im April des Berichtsjahres vorgelegt.
Die überwiegende Mehrheit der konsultierten Kreise begrüsste das Konzept. Von den im
Parlament vertretenen Parteien unterstützten SP, CVP, FDP, die Grünen und die GLP
den Entwurf; von der SVP und der BDP gingen keine Stellungnahmen ein. Mit Ausnahme
der unklaren bis ablehnenden Haltung der Kantone St. Gallen und Freiburg stiess das
Konzept bei den verbleibenden 24 Kantonen auf Anklang. Mit dem Schweizerischen
Bauernverband (SBV), dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), Gastrosuisse und
Hotelleriesuisse, lehnten hingegen vier gewichtige nationale Wirtschaftsorganisationen
das Raumkonzept klar ab. Economiesuisse stand dem Konzept ambivalent bis
ablehnend gegenüber. Mit Ausnahme von Aqua Viva äusserten sich alle
stellungnehmenden nationalen Umweltorganisationen positiv zum Vorhaben. Während
die Befürworterseite explizit die tripartiten Bemühungen zur Erarbeitung einer
gemeinsamen Raumentwicklungsstrategie hervorhob, resultierte die Kritik der
ablehnenden Stellungnehmer aus den Befürchtungen, dass das Konzept die
Bergregionen, den Tourismus und wirtschaftliche Aspekte im Allgemeinen
vernachlässige. Der Bundesrat genehmigte das Konzept im Herbst des Berichtsjahres
nach Publikation des Anhörungsberichtes. Das Raumkonzept dient seit seiner Übergabe
an die zuständigen Behörden als Orientierungshilfe, wobei ihm rechtlich keine
bindende Wirkung zukommt. Es hält Behörden und Private lediglich zur freiwilligen
Zusammenarbeit an. 40

ANDERES
DATUM: 01.04.2012
MARLÈNE GERBER

Im Herbst präsentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre räumliche
Strategie der alpin geprägten Räume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graubünden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschläge
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie für den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
natürlicher Ressourcen, der Stärkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.09.2014
MARLÈNE GERBER
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Bodenrecht

Obwohl der Bundesrat die «Stadt-Land-Initiative gegen die Bodenspekulation» 1985
dem Parlament zur Ablehnung empfohlen hatte, stösst dieses Begehren über die
Kreise der Linken und Grünen hinaus auch bei vielen Bauern auf Wohlwollen. Der
Freiburger Volkswirtschaftsprofessor H. Kleinewefers kam zudem nach einer kritischen
Prüfung der vorgeschlagenen Massnahmen zum Schluss, dass die Volksinitiative
durchführbar, im Hinblick auf ihre Ziele tauglich und nicht mit untragbaren
volkswirtschaftlichen Effizienzverlusten oder Beeinträchtigungen anderer Ziele
verbunden sei. Das «Kontaktforum Boden», ein loser Zusammenschluss von
Landwirten, Raumplanern und Landschaftsschüttern, forderte daher das Parlament zu
einem entsprechenden Gegenvorschlag auf.

Bei den Beratungen der «Stadt-Land-Initiative» prallten im Nationalrat somit drei
Positionen aufeinander: Befürworter und Gegner der Initiative sowie Verfechter eines
Gegenvorschlages. Die Grünen und die kleinen Linksparteien plädierten für ein Ja zum
Volksbegehren, sie wurden dabei unterstützt von SP und LdU, wobei diese sich bereit
erklärten, auch den von Martin Bundi (sp, GR) eingereichten Gegenvorschlag zu
unterstützen. Dieser sah – neben Förderungsmassnahmen für eine breit gestreute
Eigentumsbildung – Missbrauchsbestimmungen gegen Konzentration von
Grundeigentum und die Abschöpfung von Spekulations- und
Planungsmehrwertgewinnen vor. Der Gegenvorschlag Bundi unterlag in einer
Eventualabstimmung des Nationalrates jenem von H. Ruckstuhl (cvp, SG), der nur die
Förderung eines breiter gestreuten Grundeigentums verlangte. In der
Gesamtabstimmung aber sprach sich die bürgerliche Mehrheit der grossen Kammer
deutlich für die Linie des Bundesrates aus und empfahl die «Stadt-Land-Initiative»
mit 132:47 Stimmen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung; dieses Ergebnis kam auch
deshalb zustande, weil die bäuerlichen Vertreter den Argumenten von Bundesrätin
Kopp folgten und sich für den Vorentwurf des revidierten bäuerlichen Bodenrechts
entschieden, den sie allerdings mit einem dringlichen Bundesbeschluss in Kraft gesetzt
haben möchten. 42

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.07.1986
WERNER SEITZ

Bei Einführung seiner dringlichen Massnahmen im Bodenrecht sowie bei der
Unterstellung der Hypothekarzinsen unter eine wettbewerbspolitische Kontrolle hatte
der Bundesrat ein Anschlussprogramm in Aussicht gestellt und verschiedene
Arbeitsgruppen mit der Überarbeitung des Bodenrechts, der Wohnungspolitik sowie
einer Analyse des Hypothekarmarktes betraut. Gestützt auf deren Ergebnisse kündigten
die Bundesräte Delamuraz und Koller an einer Pressekonferenz vom 16. September
weitere gesetzliche Massnahmen auf den betreffenden Gebieten an.

Sofort angehen möchte der Bundesrat dabei die Massnahmen, welche in seinem
eigenen Kompetenzbereich liegen. Dazu gehören die Erhebung der Baulandreserven,
die Verwendung von Geldern der beruflichen Vorsorge für Wohneigentum sowie
Bewertungsvorschriften für Grundstücke institutioneller Anleger. Darüber hinaus soll
eine Vernehmlassung zur Änderung des Pfandbrief-, Anlagefonds-, Stempelsteuer- und
Verrechnungssteuergesetzes stattfinden.
Neben dem Übergang zur Marktmiete, mit deren Prüfung eine Expertenkommission
betraut wurde, sieht das bundesrätliche Konzept weitere Massnahmen im Bodenrecht
vor. Angestrebt wird die Einführung eines unlimitierten Vorkaufsrechts für Mieter und
eines Vorkaufsrechts für Gemeinwesen, die Veröffentlichung der Grundstückspreise
bei Eigentumsübertragungen, die Offenlegung der Eigentumsverhältnisse an
Immobiliengesellschaften sowie die Beibehaltung der Sperrfrist zur Veräusserung
nichtlandwirtschaftlicher Grundstücke.
Mittelfristig – d.h. im Jahr 1993 – sollen nach dem Willen des Bundesrats
vernehmlassungsreife Entwürfe zur Mehrwertabschöpfung, zum Erschliessungsrecht, zu
den Erschliessungsbeiträgen zu Wohnanteilsplänen sowie zur Vereinfachung des
Baubewilligungsverfahrens vorliegen. Für 1994 schliesslich sind Entwürfe für die
Einführung eines Grundbuches als Bodeninformationssystem sowie ein Muster- und
Modellerlass für das kantonale Bau- und Planungsrecht und das kantonale Fiskalrecht
vorgesehen.

Von den Parteien und den betroffenen Interessengruppen wurden die Vorschläge des
Bundesrates mit Zurückhaltung aufgenommen. Einstimmig begrüsst wurde von den
Regierungsparteien einzig die Verwendung von Pensionskassengeldern zur Finanzierung
von Wohneigentum. Dagegen beurteilte die SP den geplanten Übergang zur Marktmiete
als «jenseits von gut und böse», währenddem die FDP und vor allem die SVP –

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1991
DIRK STROHMANN
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unterstützt vom Hauseigentümerverband – mit der Einführung des Vorkaufsrechts für
Mieter und Gemeinwesen Mühe bekundeten. Der Mieterverband anerkannte zwar die
ernsthaften Anstrengungen des Bundesrates zu einer besseren Bodennutzung,
vermisste jedoch Massnahmen zur Schaffung oder Erhaltung günstigen Wohnraums. 43

Zunächst legte der Bundesrat im Spätsommer eine Revisionsbotschaft zu den
dringlichen Massnahmen vor, von welchen freilich nurmehr die Sperrfrist für die
Weiterveräusserung nichtlandwirtschaftlicher Grundstücke sowie die Festlegung einer
Pfandbelastungsgrenze von 80% zur Debatte standen. Die Beschränkung der
Anlagemöglichkeiten für Pensionskassen war auf Veranlassung gleich dreier
überwiesener Motionen (Mo 90.055) – der Nationalratskommission, der freisinnigen
sowie der liberalen Fraktion – bereits im März vom ihm selber wieder aufgehoben
worden. In ihrer Botschaft beantragte die Landesregierung beiden Kammern, die Dauer
der Sperrfrist von fünf auf drei Jahre zu verkürzen. Sie ging damit nicht auf die
Forderung ihrer Kommission für Konjunkturfragen ein, beide verbliebenen
Bundesbeschlüsse gänzlich aufzuheben, um dem von der Konjunkturflaute besonders
betroffenen Baugewerbe bessere Rahmenbedingungen zu bieten. 44
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Als erster stimmte der Nationalrat zu Beginn der Wintersession dem Vorschlag des
Bundesrats zu.Der Antrag auf völlige Aufhebung der Sperrfrist scheiterte, freilich nur
knapp, mit 99 gegen 90 Stimmen. Genau dafür sprach sich jedoch unterdessen der
Ständerat – auf Antrag seiner Kommission – aus, indem er den betreffenden
Bundesbeschluss deutlich mit 27 gegen elf Stimmen aufhob. Das Gesuch auf
Abschaffung auch des Beschlusses über die Pfandbelastungsgrenze wurde nach einer
engagierten Intervention Bundesrat Kollers zwar wieder zurückgezogen, doch kündigte
der Antragsteller Salvioni (fdp, TI) die Einreichung einer entsprechenden Motion an. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1991
DIRK STROHMANN

Bereits nächstes Jahr dürften die Räte jedoch Gelegenheit haben, die Materie wieder
aufzunehmen. Noch vor Ende des Jahres gelangte nämlich Nationalrat Ducret (cvp, GE)
in einem Schreiben mit der Forderung an den Bundesrat, dem Parlament den Beschluss
über die Verkürzung der Sperrfrist von sich aus noch einmal vorzulegen. 46
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